
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

GEMEINDE  HERBERTINGEN 
Landkreis Sigmaringen 

 
 

7. Satzung 
zur Änderung der Satzung über die Entschädigung für die 

ehrenamtliche Tätigkeit vom 30.03.1994 - 
 
Aufgrund §§ 4 und 19 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) hat der 
Gemeinderat am 26.11.2025 die nachstehende Änderungssatzung beschlossen: 
 

§ 1 
§ 1 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
 
Ehrenamtlich Tätige erhalten den Ersatz ihrer Auslagen und ihres Verdienstausfalls 
nach einheitlichen Durchschnittssätzen.  
 

§ 2 
§ 1 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
 
Der Durchschnittssatz für den Ersatz der Auslagen beträgt bei einer zeitlichen 
Inanspruchnahme von  

bis zu drei Stunden 25,00 EUR 
mehr als drei bis zu sechs Stunden 45,00 EUR 
mehr als sechs Stunden (Tageshöchstsatz)  60,00 EUR 

 
§ 3 

§ 1 Abs. 3 entfällt 
 

§ 4 
§ 3 Abs. 1 Satz 1 und 2 erhält folgende Fassung: 
 
Gemeinderäte und Ortschaftsräte erhalten für die Ausübung ihres Amtes anstelle der 
in § 1 Abs. 2 festgelegten Beträge eine Aufwandsentschädigung. Diese wird als 
Sitzungsgeld gezahlt: 
 



Bei Gemeinderäten und sonstigen beratenden 
Mitgliedern je Gemeinderatssitzung  

 
50,00 EUR 

Bei Gemeinderäten und sonstigen beratenden 
Mitgliedern je Ausschusssitzung des Gemeinderats 

 
30,00 EUR 

Bei Ortschaftsräten und sonstigen beratenden 
Mitgliedern je Ortschaftsratssitzung  

 
30,00 EUR 

 
§ 5 

§ 3 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 
 
Der erste ehrenamtliche Stellvertreter des Bürgermeisters erhält für diese Tätigkeit 
anstelle der Entschädigung nach § 1 eine Aufwandsentschädigung in Höhe von 
monatlich 100,00 EUR.  
 

§ 6 
Inkrafttreten 
Diese Änderungssatzung tritt mit Bekanntgabe in Kraft. 
 
Herbertingen, den 04.12.2025 
 
 
 
Magnus Hoppe 
Bürgermeister 
 
Hinweis:  
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) oder von aufgrund der GemO 
erlassener Verfahrens- und Formvorschriften beim Zustandekommen dieser Satzung 
ist nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich oder elektronisch 
und unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, innerhalb 
eines Jahres seit dieser Bekanntmachung bei der Stadt/Gemeinde geltend gemacht 
worden ist. Wer die Jahresfrist verstreichen lässt, ohne tätig zu werden, kann eine 
etwaige Verletzung gleichwohl auch später geltend machen, wenn  
(1) die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die 
Bekanntmachung verletzt worden sind oder 
(2) der Bürgermeister dem Beschluss nach § 43 GemO wegen Gesetzeswidrigkeit 
widersprochen hat oder 
(3) vor Ablauf der Jahresfrist die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet 
oder eine dritte Person die Verletzung gerügt hat. 
 
Ausfertigung: 
Der vorliegende Satzungsinhalt entspricht dem politischen Willen des Gemeinderates 
der Gemeinde Herbertingen und ist von diesem einstimmig so beschlossen. 
 
Herbertingen, den 04.12.2025 
 
 
 
Magnus Hoppe 
Bürgermeister 
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